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Reform des Insolvenzanfechtungsrechts 
 
Synopse 
 

 
InsO 

 
 

 

 
 
 

 
aktuelle Fassung 
 

 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung 
und nach dem Anfechtungsgesetz 
 

 
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung 
und nach dem Anfechtungsgesetz 
 

 
§ 14 Antrag eines Gläubigers 

 

  

 
(1) Der Antrag eines Gläubigers ist zulässig, 
wenn der Gläubiger ein rechtliches Interesse 
an der Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat 
und seine Forderung und den Eröffnungsgrund 
glaubhaft macht. War in einem Zeitraum von 
zwei Jahren vor der Antragstellung bereits ein 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens über das Vermögen des Schuldners ge-
stellt worden, so wird der Antrag nicht allein 
dadurch unzulässig, dass die Forderung erfüllt 
wird. In diesem Fall hat der Gläubiger auch die 
vorherige Antragstellung glaubhaft zu machen. 
 
(2) Ist der Antrag zulässig, so hat das Insol-
venzgericht den Schuldner zu hören. 
 

  
(1) Der Antrag eines Gläubigers ist zulässig, 
wenn der Gläubiger ein rechtliches Interesse 
an der Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat 
und seine Forderung und den Eröffnungsgrund 
glaubhaft macht. Der Antrag wird nicht allein 
dadurch unzulässig, dass die Forderung erfüllt 
wird.  
 
 
 
 
 
 
(2) Ist der Antrag zulässig, so hat das Insol-
venzgericht den Schuldner zu hören. 
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(3) Wird die Forderung des Gläubigers nach 
Antragstellung erfüllt, so hat der Schuldner die 
Kosten des Verfahrens zu tragen, wenn der An-
trag als unbegründet abgewiesen wird. 
 

 
(3) Wird die Forderung des Gläubigers nach 
Antragstellung erfüllt, so hat der Schuldner die 
Kosten des Verfahrens zu tragen, wenn der An-
trag als unbegründet abgewiesen wird. 
 
 

 
§ 131 Inkongruente Deckung 
 

  

 
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die ei-
nem Insolvenzgläubiger eine Sicherung  
oder Befriedigung gewährt oder ermöglicht hat, 
die er nicht oder nicht in der Art oder nicht zu 
der Zeit zu beanspruchen hatte,  
 
1. 
wenn die Handlung im letzten Monat vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag vorgenommen wor-
den ist, 
 
2. 
wenn die Handlung innerhalb des zweiten  
oder dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag 
vorgenommen worden ist und der Schuldner 
zur Zeit der Handlung zahlungsunfähig war  
oder 
 
3. 
wenn die Handlung innerhalb des zweiten  
oder dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag 
vorgenommen worden ist und dem Gläubiger  

 
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die ei-
nem Insolvenzgläubiger eine Sicherung oder 
Befriedigung gewährt oder ermöglicht hat, die 
er nicht oder nicht in der Art oder nicht zu der 
Zeit zu beanspruchen hatte, 
 
1.  
wenn die Handlung im letzten Monat vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag vorgenommen wor-
den ist, 
 
2. 
wenn die Handlung innerhalb des zweiten oder 
dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag vor-
genommen worden ist und der Schuldner zur 
Zeit der Handlung zahlungsunfähig war  
oder 
 
3. 
wenn die Handlung innerhalb des zweiten oder 
dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag vor-
genommen worden ist und dem Gläubiger  

 
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die ei-
nem Insolvenzgläubiger eine Sicherung  
oder Befriedigung gewährt oder ermöglicht hat, 
die er nicht oder nicht in der Art oder nicht zu 
der Zeit zu beanspruchen hatte,  
 
1. 
wenn die Handlung im letzten Monat vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag vorgenommen wor-
den ist, 
 
2. 
wenn die Handlung innerhalb des zweiten  
oder dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag 
vorgenommen worden ist und der Schuldner 
zur Zeit der Handlung zahlungsunfähig war  
oder 
 
3. 
wenn die Handlung innerhalb des zweiten  
oder dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag 
vorgenommen worden ist und dem Gläubiger  
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zur Zeit der Handlung bekannt war, daß sie die 
Insolvenzgläubiger benachteiligte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 Nr. 3 
steht der Kenntnis der Benachteiligung der In-
solvenzgläubiger die Kenntnis von Umständen 
gleich, die zwingend auf die Benachteiligung 
schließen lassen. Gegenüber einer Person, die 
dem Schuldner zur Zeit der Handlung nahe-
stand (§ 138), wird vermutet, daß sie die Be-
nachteiligung der Insolvenzgläubiger kannte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
zur Zeit der Handlung bekannt war, daß sie die 
Insolvenzgläubiger benachteiligte. 
 
Eine Rechtshandlung ist nicht allein deshalb 
nach Satz 1 anfechtbar, weil der Gläubiger die 
Sicherung oder Befriedigung durch Zwangs-
vollstreckung auf der Grundlage eines in einem 
gerichtlichen Verfahren erlangten vollstreckba-
ren Titels erwirkt hat. 
 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 3 steht der Kenntnis der Benachteili-
gung der Insolvenzgläubiger die Kenntnis von 
Umständen gleich, die zwingend auf die Be-
nachteiligung schließen lassen. Gegenüber ei-
ner Person, die dem Schuldner zur Zeit der 
Handlung nahestand (§ 138), wird vermutet, 
daß sie die Benachteiligung der Insolvenzgläu-
biger kannte. 
 

 
zur Zeit der Handlung bekannt war, daß sie die 
Insolvenzgläubiger benachteiligte. 
 
Eine Rechtshandlung wird nicht allein dadurch 
zu einer solchen nach Satz 1, dass die Siche-
rung oder Befriedigung durch Zwangsvollstre-
ckung erwirkt oder zu deren Abwendung be-
wirkt worden ist. 
 
 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 3 steht der Kenntnis der Benachteili-
gung der Insolvenzgläubiger die Kenntnis von 
Umständen gleich, die zwingend auf die Be-
nachteiligung schließen lassen. Gegenüber ei-
ner Person, die dem Schuldner zur Zeit der 
Handlung nahestand (§ 138), wird vermutet, 
daß sie die Benachteiligung der Insolvenzgläu-
biger kannte. 
 
 

http://dejure.org/gesetze/InsO/138.html
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§ 133 Vorsätzliche Benachteiligung 

 

  

 
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag mit dem Vorsatz, 
seine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenom-
men hat, wenn der andere Teil zur Zeit der 
Handlung den Vorsatz des Schuldners kannte. 
Diese Kenntnis wird vermutet, wenn der andere 
Teil wußte, daß die Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners drohte und daß die Handlung die 
Gläubiger benachteiligte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag mit dem Vorsatz, 
seine Gläubiger unangemessen zu benachtei-
ligen, vorgenommen hat, wenn der andere Teil 
zur Zeit der Handlung den Vorsatz des Schuld-
ners kannte. Eine unangemessene Benachtei-
ligung liegt nicht vor, wenn 
 
1. für eine Leistung des Schuldners unmittelbar 
eine gleichwertige Gegenleistung in sein Ver-
mögen gelangt, die zur Fortführung seines Un-
ternehmens oder zur Sicherung seines Le-
bensbedarfs erforderlich ist, oder 
 
2. die Rechtshandlung Bestandteil eines ernst-
haften Sanierungsversuchs ist.  
 
Es wird vermutet, dass der andere Teil den 
Vorsatz des Schuldners kannte, wenn er zur 
Zeit der Rechtshandlung wusste, dass die Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners drohte und 
dass die Handlung die Gläubiger unangemes-
sen benachteiligte. 
 
(2) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, beträgt der Zeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 vier Jahre. 

 
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag mit dem Vorsatz, 
seine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenom-
men hat, wenn der andere Teil zur Zeit der 
Handlung den Vorsatz des Schuldners kannte. 
Diese Kenntnis wird vermutet, wenn der andere 
Teil wußte, daß die Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners drohte und daß die Handlung die 
Gläubiger benachteiligte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, beträgt der Zeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 vier Jahre. 
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(2) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§ 138) geschlossener 
entgeltlicher Vertrag, durch den die Insolvenz-
gläubiger unmittelbar benachteiligt werden. Die 
Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
trag früher als zwei Jahre vor dem Eröffnungs-
antrag geschlossen worden ist oder wenn dem 
anderen Teil zur Zeit des Vertragsschlusses 
ein Vorsatz des Schuldners, die Gläubiger zu 
benachteiligen, nicht bekannt war. 
 

 
(3) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, welche dieser in der Art und zu der 
Zeit beanspruchen konnte, tritt bei der Vermu-
tung nach Absatz 1 Satz 3 an die Stelle der dro-
henden Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
die eingetretene. Die Kenntnis des anderen 
Teils vom Vorsatz des Schuldners kann nicht 
allein daraus abgeleitet werden, dass 
 
1. der andere Teil mit dem Schuldner eine Zah-
lungsvereinbarung nach § 802b Absatz 2 Satz 
1 der Zivilprozessordnung abgeschlossen hat 
oder 
 
2. der Schuldner beim anderen Teil im Rahmen 
der Gepflogenheiten des Geschäftsverkehrs 
um eine Zahlungserleichterung nachgesucht 
hat. 
 
 
(4) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§ 138) geschlossener 
entgeltlicher Vertrag, durch den die Insolvenz-
gläubiger unmittelbar benachteiligt werden. Die 
Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
trag früher als zwei Jahre vor dem Eröffnungs-
antrag geschlossen worden ist oder wenn dem 
anderen Teil zur Zeit des Vertragsschlusses 
ein Vorsatz des Schuldners, die Gläubiger zu 
benachteiligen, nicht bekannt war. 
 

 

 
(3) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, welche dieser in der Art und zu der 
Zeit beanspruchen konnte, tritt an die Stelle der 
drohenden Zahlungsunfähigkeit des Schuld-
ners nach Absatz 1 Satz 2 die eingetretene. 
Hatte der andere Teil mit dem Schuldner eine 
Zahlungsvereinbarung getroffen oder diesem 
in sonstiger Weise eine Zahlungserleichterung 
gewährt, wird vermutet, dass er zur Zeit der 
Handlung die Zahlungsunfähigkeit des Schuld-
ners nicht kannte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§ 138) geschlossener 
entgeltlicher Vertrag, durch den die Insolvenz-
gläubiger unmittelbar benachteiligt werden. Die 
Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
trag früher als zwei Jahre vor dem Eröffnungs-
antrag geschlossen worden ist oder wenn dem 
anderen Teil zur Zeit des Vertragsschlusses 
ein Vorsatz des Schuldners, die Gläubiger zu 
benachteiligen, nicht bekannt war. 
 
 

http://dejure.org/gesetze/InsO/138.html
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§ 142 Bargeschäft 

 

  

 
Eine Leistung des Schuldners, für die unmittel-
bar eine gleichwertige Gegenleistung in sein 
Vermögen gelangt, ist nur anfechtbar, wenn die 
Voraussetzungen des § 133 Abs. 1 gegeben 
sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Eine Leistung des Schuldners, für die unmittel-
bar eine gleichwertige Gegenleistung in sein 
Vermögen gelangt, ist nur anfechtbar, wenn die 
Voraussetzungen des § 133 Absatz 1 bis 3 ge-
geben sind. Der Austausch von Leistung und 
Gegenleistung ist unmittelbar, wenn er nach 
Art der ausgetauschten Leistungen und unter 
Berücksichtigung der Gepflogenheiten des Ge-
schäftsverkehrs in einem engen zeitlichen Zu-
sammenhang erfolgt. Gewährt der Schuldner 
seinem Arbeitnehmer Arbeitsentgelt, ist ein en-
ger zeitlicher Zusammenhang gegeben, wenn 
der Zeitraum zwischen Arbeitsleistung und Ge-
währung des Arbeitsentgelts drei Monate nicht 
übersteigt. 
 

 
(1) Eine Leistung des Schuldners, für die un-
mittelbar eine gleichwertige Gegenleistung in 
sein Vermögen gelangt, ist nur anfechtbar, 
wenn die Voraussetzungen des § 133 Absatz 1 
bis 3 gegeben sind und der andere Teil erkannt 
hat, dass der Schuldner unlauter handelte. 
 
(2) Der Austausch von Leistung und Gegen-
leistung ist unmittelbar, wenn er nach Art der 
ausgetauschten Leistungen und unter Berück-
sichtigung der Gepflogenheiten des Geschäfts-
verkehrs in einem engen zeitlichen Zusam-
menhang erfolgt. Gewährt der Schuldner sei-
nem Arbeitnehmer Arbeitsentgelt, ist ein enger 
zeitlicher Zusammenhang gegeben, wenn der 
Zeitraum zwischen Arbeitsleistung und Gewäh-
rung des Arbeitsentgelts drei Monate nicht 
übersteigt. 
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§ 143 Rechtsfolgen 

 

  

 
(1) Was durch die anfechtbare Handlung aus 
dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben ist, muß zur In-
solvenzmasse zurückgewährt werden. Die Vor-
schriften über die Rechtsfolgen einer unge-
rechtfertigten Bereicherung, bei der dem Emp-
fänger der Mangel des rechtlichen Grundes be-
kannt ist, gelten entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leis-
tung hat diese nur zurückzugewähren, soweit 
er durch sie bereichert ist. Dies gilt nicht, so-
bald er weiß oder den Umständen nach wissen 
muß, daß die unentgeltliche Leistung die Gläu-
biger benachteiligt. 
 
(3) Im Fall der Anfechtung nach § 135 Abs. 2 
hat der Gesellschafter, der die Sicherheit be-
stellt hatte oder als Bürge haftete, die dem Drit-
ten gewährte Leistung zur Insolvenzmasse zu 
erstatten. Die Verpflichtung besteht nur bis zur 
Höhe des Betrags, mit dem der Gesellschafter 
als Bürge haftete oder der dem Wert der von  
 

 
(1) Was durch die anfechtbare Handlung aus 
dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben ist, muß zur In-
solvenzmasse zurückgewährt werden. Die Vor-
schriften über die Rechtsfolgen einer unge-
rechtfertigten Bereicherung, bei der dem Emp-
fänger der Mangel des rechtlichen Grundes be-
kannt ist, gelten entsprechend. Eine Geld-
schuld ist nur zu verzinsen, wenn die Voraus-
setzungen des Schuldnerverzugs oder des § 
291 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen. 
 
 
 
 
 
(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leis-
tung hat diese nur zurückzugewähren, soweit 
er durch sie bereichert ist. Dies gilt nicht, so-
bald er weiß oder den Umständen nach wissen 
muß, daß die unentgeltliche Leistung die Gläu-
biger benachteiligt. 
 
(3) Im Fall der Anfechtung nach § 135 Abs. 2 
hat der Gesellschafter, der die Sicherheit be-
stellt hatte oder als Bürge haftete, die dem Drit-
ten gewährte Leistung zur Insolvenzmasse zu 
erstatten. Die Verpflichtung besteht nur bis zur 
Höhe des Betrags, mit dem der Gesellschafter 
als Bürge haftete oder der dem Wert der von  

 
(1) Was durch die anfechtbare Handlung aus 
dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben ist, muß zur In-
solvenzmasse zurückgewährt werden. Die Vor-
schriften über die Rechtsfolgen einer unge-
rechtfertigten Bereicherung, bei der dem Emp-
fänger der Mangel des rechtlichen Grundes be-
kannt ist, gelten entsprechend. Eine Geld-
schuld ist nur zu verzinsen, wenn die Voraus-
setzungen des Schuldnerverzugs oder des § 
291 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen; 
ein darüber hinaus gehender Anspruch auf 
Herausgabe von Nutzungen eines erlangten 
Geldbetrags ist ausgeschlossen. 
 
 
(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leis-
tung hat diese nur zurückzugewähren, soweit 
er durch sie bereichert ist. Dies gilt nicht, so-
bald er weiß oder den Umständen nach wissen 
muß, daß die unentgeltliche Leistung die Gläu-
biger benachteiligt. 
 
(3) Im Fall der Anfechtung nach § 135 Abs. 2 
hat der Gesellschafter, der die Sicherheit be-
stellt hatte oder als Bürge haftete, die dem Drit-
ten gewährte Leistung zur Insolvenzmasse zu 
erstatten. Die Verpflichtung besteht nur bis zur 
Höhe des Betrags, mit dem der Gesellschafter 
als Bürge haftete oder der dem Wert der von  
 

http://dejure.org/gesetze/InsO/135.html
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ihm bestellten Sicherheit im Zeitpunkt der 
Rückgewähr des Darlehens oder der Leistung 
auf die gleichgestellte Forderung entspricht. 
Der Gesellschafter wird von der Verpflichtung 
frei, wenn er die Gegenstände, die dem Gläu-
biger als Sicherheit gedient hatten, der Insol-
venzmasse zur Verfügung stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
ihm bestellten Sicherheit im Zeitpunkt der 
Rückgewähr des Darlehens oder der Leistung 
auf die gleichgestellte Forderung entspricht. 
Der Gesellschafter wird von der Verpflichtung 
frei, wenn er die Gegenstände, die dem Gläu-
biger als Sicherheit gedient hatten, der Insol-
venzmasse zur Verfügung stellt. 

 
ihm bestellten Sicherheit im Zeitpunkt der 
Rückgewähr des Darlehens oder der Leistung 
auf die gleichgestellte Forderung entspricht. 
Der Gesellschafter wird von der Verpflichtung 
frei, wenn er die Gegenstände, die dem Gläu-
biger als Sicherheit gedient hatten, der Insol-
venzmasse zur Verfügung stellt. 
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Einführungsgesetz zur Insolvenz- 
ordnung 

  
 
 
 

 
aktuelle Fassung 
 

 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und 
nach dem Anfechtungsgesetz 
 

 
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und 
nach dem Anfechtungsgesetz 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Artikel 103… [einsetzen: bei der Verkündung 
nächster freier Buchstabenzusatz] 
 
Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Verbes-
serung der Rechtssicherheit bei Anfechtungen 
nach der Insolvenzordnung und nach dem An-
fechtungsgesetz  
 
Auf Insolvenzverfahren, die vor dem … [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 
dieses Gesetzes] eröffnet worden sind, sind die 
bis dahin geltenden Vorschriften weiter anzu-
wenden.  
 

 
Vor Artikel 104 des Einführungsgesetzes zur 
Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 2911), das zuletzt durch Artikel 8 
Absatz 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 
(BGBl. I S. 1245) geändert worden ist, wird fol-
gender Artikel 103… [einsetzen: bei der 
Verkündung nächster freier Buchstabenzusatz] 
eingefügt: 
 
Artikel 103… [einsetzen: bei der Verkündung 
nächster freier Buchstabenzusatz]  
 
Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Verbes-
serung der Rechtssicherheit bei Anfechtungen 
nach der Insolvenzordnung und nach dem An-
fechtungsgesetz  
 
Auf Insolvenzverfahren, die vor dem … [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 
dieses Gesetzes] eröffnet worden sind, sind die 
bis dahin geltenden Vorschriften weiter anzu-
wenden. 
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Anfechtungsgesetz 
 

  
 
 
 

 
aktuelle Fassung 

 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und 
nach dem Anfechtungsgesetz 
 

 
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und 
nach dem Anfechtungsgesetz 
 

 
§ 3 Vorsätzliche Benachteiligung 
 

  

  
(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schuldner in den letzten zehn Jahren vor der 
Anfechtung mit dem Vorsatz, seine Gläubiger 
zu benachteiligen, vorgenommen hat, wenn 
der andere Teil zur Zeit der Handlung den Vor-
satz des Schuldners kannte. Diese Kenntnis 
wird vermutet, wenn der andere Teil wußte, 
daß die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
drohte und daß die Handlung die Gläubiger be-
nachteiligte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schuldner in den letzten zehn Jahren vor der 
Anfechtung mit dem Vorsatz, seine Gläubiger 
unangemessen zu benachteiligen, vorgenom-
men hat, wenn der andere Teil zur Zeit der 
Handlung den Vorsatz des Schuldners kannte. 
Eine unangemessene Benachteiligung liegt 
nicht vor, wenn 
 
 
 
1. für eine Leistung des Schuldners unmittelbar 
eine gleichwertige Gegenleistung in dessen 
Vermögen gelangt, die zur Fortführung seines 
Unternehmens oder zur Sicherung seines Le-
bensbedarfs erforderlich ist, oder 
 
2. die Rechtshandlung Bestandteil eines ernst-
haften Sanierungsversuchs ist. 
 

 
1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schuldner in den letzten zehn Jahren vor der 
Anfechtung mit dem Vorsatz, seine Gläubiger 
zu benachteiligen, vorgenommen hat, wenn 
der andere Teil zur Zeit der Handlung den Vor-
satz des Schuldners kannte. Diese Kenntnis 
wird vermutet, wenn der andere Teil wußte, 
daß die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
drohte und daß die Handlung die Gläubiger be-
nachteiligte. 
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(2) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§ 138 der Insolvenzor-
dnung) geschlossener entgeltlicher Vertrag, 

Es wird vermutet, dass der andere Teil den 
Vorsatz des Schuldners kannte, wenn er zur 
Zeit der Rechtshandlung wusste, dass die Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners drohte und 
dass die Handlung die Gläubiger unangemes-
sen benachteiligte. 
 
(2) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, beträgt der Zeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 vier Jahre. 
 
(3) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, welche dieser in der Art und zu der 
Zeit beanspruchen konnte, tritt bei der Vermu-
tung nach Absatz 1 Satz 3 an die Stelle der dro-
henden Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
die eingetretene. Die Kenntnis des anderen 
Teils vom Vorsatz des Schuldners kann nicht 
allein daraus abgeleitet werden, dass 
 
1. der andere Teil mit dem Schuldner eine Zah-
lungsvereinbarung nach § 802b Absatz 2 Satz 
1 der Zivilprozessordnung abgeschlossen hat 
oder 
 
2. der Schuldner beim anderen Teil im Rahmen 
der Gepflogenheiten des Geschäftsverkehrs 
um eine Zahlungserleichterung nachgesucht 
hat. 
 
(4) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§ 138 der Insolvenzor-
dnung) geschlossener entgeltlicher Vertrag, 

 
 
 
 
 
 
 
(2) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, beträgt der Zeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 vier Jahre. 
 
(3) Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht, welche dieser in der Art und zu der 
Zeit beanspruchen konnte, tritt an die Stelle der 
drohenden Zahlungsunfähigkeit des Schuld-
ners nach Absatz 1 Satz 2 die eingetretene. 
Hatte der andere Teil mit dem Schuldner eine 
Zahlungsvereinbarung getroffen oder diesem 
in sonstiger Weise eine Zahlungserleichterung 
gewährt, wird vermutet, dass er zur Zeit der 
Handlung die Zahlungsunfähigkeit des Schuld-
ners nicht kannte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§ 138 der Insolvenzor-
dnung) geschlossener entgeltlicher Vertrag, 
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durch den seine Gläubiger unmittelbar benach-
teiligt werden. Die Anfechtung ist ausgeschlos-
sen, wenn der Vertrag früher als zwei Jahre vor 
der Anfechtung geschlossen worden ist oder 
wenn dem anderen Teil zur Zeit des Vertrags-
schlusses ein Vorsatz des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt 
war. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

durch den seine Gläubiger unmittelbar benach-
teiligt werden. Die Anfechtung ist ausgeschlos-
sen, wenn der Vertrag früher als zwei Jahre vor 
der Anfechtung geschlossen worden ist oder 
wenn dem anderen Teil zur Zeit des Vertrags-
schlusses ein Vorsatz des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt 
war. 

durch den seine Gläubiger unmittelbar benach-
teiligt werden. Die Anfechtung ist ausgeschlos-
sen, wenn der Vertrag früher als zwei Jahre vor 
der Anfechtung geschlossen worden ist oder 
wenn dem anderen Teil zur Zeit des Vertrags-
schlusses ein Vorsatz des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt 
war. 
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§ 11 Rechtsfolgen 

 

  

 
(1) Was durch die anfechtbare Rechtshandlung 
aus dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben ist, muß dem 
Gläubiger zur Verfügung gestellt werden, so-
weit es zu dessen Befriedigung erforderlich ist. 
Die Vorschriften über die Rechtsfolgen einer 
ungerechtfertigten Bereicherung, bei der dem 
Empfänger der Mangel des rechtlichen Grun-
des bekannt ist, gelten entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leis-
tung hat diese nur zur Verfügung zu stellen, so-
weit er durch sie bereichert ist. Dies gilt nicht, 
sobald er weiß oder den Umständen nach wis-
sen muß, daß die unentgeltliche Leistung die 
Gläubiger benachteiligt. 
 
(3) Im Fall der Anfechtung nach § 6a hat der 
Gesellschafter, der die Sicherheit bestellt hatte 
oder als Bürge haftete, die Zwangsvollstre-
ckung in sein Vermögen bis zur Höhe des Be-
trags zu dulden, mit dem er als Bürge haftete 
oder der dem Wert der von ihm bestellten Si-
cherheit im Zeitpunkt der Rückgewähr des Dar-
lehens oder der Leistung auf die gleichgestellte 

 
(1) Was durch die anfechtbare Rechtshandlung 
aus dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben ist, muß dem 
Gläubiger zur Verfügung gestellt werden, so-
weit es zu dessen Befriedigung erforderlich ist. 
Die Vorschriften über die Rechtsfolgen einer 
ungerechtfertigten Bereicherung, bei der dem 
Empfänger der Mangel des rechtlichen Grun-
des bekannt ist, gelten entsprechend. Eine 
Geldschuld ist nur zu verzinsen, wenn die Vo-
raussetzungen des Schuldnerverzugs oder des  
§ 291 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorlie-
gen. 
 
 
 
(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leis-
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oder als Bürge haftete, die Zwangsvollstre-
ckung in sein Vermögen bis zur Höhe des Be-
trags zu dulden, mit dem er als Bürge haftete 
oder der dem Wert der von ihm bestellten Si-

 
(1) Was durch die anfechtbare Rechtshandlung 
aus dem Vermögen des Schuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben ist, muß dem 
Gläubiger zur Verfügung gestellt werden, so-
weit es zu dessen Befriedigung erforderlich ist. 
Die Vorschriften über die Rechtsfolgen einer 
ungerechtfertigten Bereicherung, bei der dem 
Empfänger der Mangel des rechtlichen Grun-
des bekannt ist, gelten entsprechend. Eine 
Geldschuld ist nur zu verzinsen, wenn die Vo-
raussetzungen des Schuldnerverzugs oder des 
§ 291 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorlie-
gen; ein darüber hinaus gehender Anspruch 
auf Herausgabe von Nutzungen eines erlang-
ten Geldbetrags ist ausgeschlossen. 
 
(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leis-
tung hat diese nur zur Verfügung zu stellen, so-
weit er durch sie bereichert ist. Dies gilt nicht, 
sobald er weiß oder den Umständen nach wis-
sen muß, daß die unentgeltliche Leistung die 
Gläubiger benachteiligt. 
 
(3) Im Fall der Anfechtung nach § 6a hat der 
Gesellschafter, der die Sicherheit bestellt hatte 
oder als Bürge haftete, die Zwangsvollstre-
ckung in sein Vermögen bis zur Höhe des Be-
trags zu dulden, mit dem er als Bürge haftete 
oder der dem Wert der von ihm bestellten Si-
cherheit im Zeitpunkt der Rückgewähr des Dar-
lehens oder der Leistung auf die gleichgestellte 
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Forderung entspricht. Der Gesellschafter wird 
von der Verpflichtung frei, wenn er die Gegen-
stände, die dem Gläubiger als Sicherheit ge-
dient hatten, dem Gläubiger zur Verfügung 
stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

cherheit im Zeitpunkt der Rückgewähr des Dar-
lehens oder der Leistung auf die gleichgestellte 
Forderung entspricht. Der Gesellschafter wird 
von der Verpflichtung frei, wenn er die Gegen-
stände, die dem Gläubiger als Sicherheit ge-
dient hatten, dem Gläubiger zur Verfügung 
stellt. 
 

Forderung entspricht. Der Gesellschafter wird 
von der Verpflichtung frei, wenn er die Gegen-
stände, die dem Gläubiger als Sicherheit ge-
dient hatten, dem Gläubiger zur Verfügung 
stellt. 
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§ 20 Übergangsregeln 

 

  

 
(1) Dieses Gesetz ist auf die vor dem 1. Januar 
1999 vorgenommenen Rechtshandlungen nur 
anzuwenden, soweit diese nicht nach dem bis-
herigen Recht der Anfechtung entzogen oder in 
geringerem Umfang unterworfen sind. 
 
(2) Das Gesetz, betreffend die Anfechtung von 
Rechtshandlungen eines Schuldners außer-
halb des Konkursverfahrens in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 311-5, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 4. 
Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird aufgehoben. Es 
ist jedoch weiter auf die Fälle anzuwenden, bei 
denen die Anfechtbarkeit vor dem 1. Januar 
1999 gerichtlich geltend gemacht worden ist. 
 
(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes in der ab 
dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 23. Okto-
ber 2008 (BGBl. I S. 2026) am 1. November 
2008 geltenden Fassung sind auf vor dem 1. 
November 2008 vorgenommene Rechtshand-
lungen nur anzuwenden, soweit diese nicht 
nach dem bisherigen Recht der Anfechtung 
entzogen oder in geringerem Umfang unter-
worfen sind; andernfalls sind die bis zum 1. No-
vember 2008 anwendbaren Vorschriften weiter 
anzuwenden. 
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1999 vorgenommenen Rechtshandlungen nur 
anzuwenden, soweit diese nicht nach dem bis-
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                     grün=aktuelle Fassung                                                                     blau=RefE                                                                                     rot=RegE 
 

(4) Auf Fälle, bei denen die Anfechtbarkeit vor 
dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 4 dieses Gesetzes] gerichtlich gel-
tend gemacht worden ist, sind die bis dahin gel-
tenden Vorschriften weiter anzuwenden. 
 

(4) Auf Fälle, bei denen die Anfechtbarkeit vor 
dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 4 dieses Gesetzes] gerichtlich gel-
tend gemacht worden ist, sind die bis dahin gel-
tenden Vorschriften weiter anzuwenden. 
 

  
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und 
nach dem Anfechtungsgesetz 
 

 
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei An-
fechtungen nach der Insolvenzordnung und 
nach dem Anfechtungsgesetz 
 

  
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 


